
• Bundesnetzagentur 

für die Landesregulierungsbehörde Aktenzeichen: BK9-16/8145V~RK12-16 

Beschluss 

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und 

Nr. 2, § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 a i.V.m. § 5 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 34 Abs. 4 ARegV 

wegen Genehmigung des Regulierungskontosaldos und Anpassung der Erlösober-

grenze nach Maßgabe des § 5 ARegV 

hat die Beschlusskammer 9 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekom-

munikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 5311.3 Bonn, in Wahrnehmung der 

Aufgab~n für das Land Thüringen, 

durch die Beisitzerin als Vorsitzende Anne Christine Zeidler, 

den Beisitzer Roland Naas 

und die. Beisitzerin · Dr. Ulrike Schimmel, 

gegenüber der ENWG Energienetze Weimar GmbH & Co.KG, lngustriestr. 14, 99427 

Weimar, vertreten durch die ENWG Energienetze Weimar Geschäftsführungsgesell-

schaft mbH, lndustriestr.14, 99427 Weimar und diese vertreten durch die Geschäfts-

führung 

- Antragstellerin -



- enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse -

am 28.08.2019 beschlossen: 

1.) Der Regulierungskontosaldo zum 31.12.2016 wird abweichend vom Antrag 

mit dem Wert festgelegt. Dem Antrag auf Anpassung der kalen-

derjährlichen Erlösobergrenzen der dritten Regulierungsperiode wird insoweit 

stattgegeben, als die Antragstellerin verpflichtet ist, ihre jeweilige kalenderjähr-

liche Erlösobergrenze der dritten Regulierungsperiode um den in Anlage 

R1_Gesamt dieses Beschlusses für das jeweilige Jahr der Regulierungsperio-

de ermittelten Betrag anzupassen. Im Übrigen wird der Antrag abgelehnt 

2.) Eine Kostenentscheidung bleibt vorbehalten_. 

Gründe 

1. 

Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 27.06.201 7, eingegangen bei der Be-

schlusskammer am 29.07.2017, einen Antrag auf Genehmigung des ermittelten Re-

gulierungskontosaldos zum 31 .12.2016 und Anpassung der mit Beschluss BK9-

16/8145V vom 08.03.2018 festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für die 

dritte Regulierungsperiode gemäß § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 a i.V.m. § 5 Abs. 3 und 4 

i.V.m. § 34 Abs. 4 ARegV gestellt. Die über das Energiedatenportal der Bundesnetz- 

agentur übermittelten Erhebungsbögen (Erhebungsbogen zum Regulierungskonto  

sowie Erhebungsbogen gemäß § 28 Nr. 1, 3 und 4 Anreizregulierungsverordnung)  

liegen der Entscheidung zu Grunde.  

Oie Beschlusskammer hat den Antrag geprüft und der Antragstellerin u.a. mit Schrei- 

ben vom 25.07.2019 Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Die Antragstellerin  

hat insbesondere mit Schreiben vom 16.08.2019 Stellung genommen. Die Antrag- 

stellerin hat angemerkt, dass ein Formelfehler bzw. Vorzeichenfehler bei den Bau- 

kostenzuschüssen aus der Netzübernahme vorhanden ist.  

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Verfahrensakte verwiesen.  

II. 
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- enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse -

Die Entscheidung über den Antrag der Antragsstellerin auf Genehmigung ·des 

Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpassung der 

Erlösobergrenzen ergeht auf Grundlage des § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 

Nr. 1 und Nr. 2, § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 a i.V.m. § 5 Abs. 3, 4 i.V.m. § 34 Abs. 4 

ARegV. Dem Antrag war im tenorierten Umfang stattzugeben. 

1. Zuständigkeit 

Zuständige Regulierungsbehörde ist gemäß § 54 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 2 EnWG die 

Landesregulierungsbehörde. Oie Zuständigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus 

§ 59 Abs. 1 Satz 1 EnWG. 

Die Bundesnetzagentur handelt in Wahrnehmung ihrer Aufgaben für das Land 

Thüringen gemäß der „Übergangsvereinbarung zum gekündigten 

Veiwaltungsabkommen über die Wahrnehmung bestimmter Aufgaben nach dem 

Energiewirtschaftsgesetz vom 6. August 2014" zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und dem Freistaat Thüringen vom 20.12.2018 (Bekanntmachung: Thü-

ringer Staatsanzeiger Nr. 7/2019 vom 18.02.2019, S. 395 ff. ; in Kraft seit dem 

01.01.2019). 

2. Ermächtigungsgrundlage 

Ermächtigungsgrundlage für die Entscheidung über die Genehmigung des Regulie-

rungskontosaldos und der beantragten Anpassung der Erlösobergrenze ist § 29 

Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2, § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 

Abs. 3 und Abs. 4 i.V.m. § 34 Abs. 4 ARegV. Während in§ 29 Abs. 1 EnWG u.a. ge-

regelt ist, dass die Regulierungsbehörde Entscheidungen nach den in § 21a Abs. 6 

EnWG genannten Rechtsverordnungen, zu denen auch die Anreizregulierungsver-

ordnung gehört, durch Festlegung oder durch Genehmigung trifft, konkretisiert § 32 

Abs. 1 ARegV diese Ermächtigung u.a. dahingehend, dass die Regulierungsbehörde 

Festlegungen oder Genehmigungen nach § 29 Abs. 1 des Energiewirtschaftsgeset-

zes zur Anpassung der Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 3 bis 5 (Abs. 1 Nr. 1) bzw. 

zu~ Ausgestaltung und zum Ausgleich des Regulierungskontos nach § 5 ARegV 

(Abs. 1 Nr. 2) treffen kann . 

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 a ARegV besHmmt, dass auf Antrag des Netzbetreibers eine 

Anpassung der Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 5 ARegV erfolgt. Unter der 
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- enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse -

Formulierung „nach Maßgabe des§ 5 ARegV" ist zu verstehen, dass sich die Anpas-

sungsbeträge aus dem vom Netzbetreiber ermittelten Saldo des Regulierungskontos 

ergeben. Dieser unterliegt gemäß§ 5 Abs. 3 Satz 1 ARegV ebenso wie dessen Ver-

teilung der Genehmigungspflicht durch die Regulierungsbehörde. Die Zu- oder Ab-

schläge (Anpassungsbeträge) auf die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des 

Netzbetreibers werden demnach anhand des ermitteiten Regulierungskontosaldos 

bestimmt. Der Antrag ist gemäß§ 4 Abs. 4 Satz 3 ARegV einmal jährlich zum 30.06. 

zu stellen; die Anpassung erfolgt nach § 4 Abs. 4 Satz 2 ARegV zum 01 .01 . des fol-

genden Jahres. 

§ 34 Abs. 4 ARegV enthält eine Übergangsregelung für die erstmalige Beantragung 

des Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpassung der Er-

lösobergrenze. Nach § 34 Abs. 4 Satz 1 ARegV kann der Netzbetreiber einen Antrag 

nach§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 ARegV erstmals zum 30.06.2017 stellen. Bei 

der ersten Auflösung des Regulierungskontos umfasst die Auflösung gemäß § 34 

Abs. 4 Satz 2 ARegV alle noch offenen Kalenderjahre. Dies betrifft die Kalenderjahre 

2012 bis 2016. § 34 Abs. 4 Satz 3 ARegV regelt, dass der ermittelte Saldo abwei-

chend von der Regelung in § 5 Abs. 3 ARegV (Auflösung Ober drei Jahre) annuitä-

tisch bis zum Ende der dritten Regulierungsperiode (Auflösung über fünf Jahre) 

durch Zu- oder Abschläge auf die Erlösobergrenze verteilt wird. 

Die Erlösobergrenze selbst wird für die dritte Regulierungsperiode vom 01 .01 .2018 

bis 31 .12.2022 für jedes Kalenderjahr der gesamten Regulierungsperiode gemäß§ 4 

Abs. 1 ARegV nach Maßgabe der§§ 5 bis 16, 19, 22, 24 und 25 ARegV durch die 

Regulierungsbehörde bestimmt. Die Bestimmung der kalenderjährl ichen Erlösober-

grenzen erfolgt durch Festlegung nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i.V.m. § 29 Abs. 1 

EnWG. 

Zur Bestimmung der Höhe der Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

des Netzbetreibers wird im Rahmen der erstmaligen Beantragung der Saldo des Re-

gulierungskontos zum 31.12.2016 vom Netzbetreiber ermittelt. Dieser ergibt sich aus 

den jährlich vom Netzbetreiber auf dem Regulierungskonto verbuchten Differenzen 

der noch offenen Kalenderjahre 2012 bis 2016, die mit diesem Beschluss entweder 

genehmigt oder abweichend festgelegt werden. 

Dies sind gemäß § 5 Abs. 1 und 1 a ARegV die Differenzen 

zwischen 
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- enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse -

- den nach § 4 ARegV zulässigen Erlösen und den vom Netzbetreiber unter Be-

rücksichtigung qer tatsächlich~n Mengenentwicklungen erzielbaren Erlösen 

gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV, 

den tatsächlichen und den in der Erlösobergrenze enthaltenen Kosten aus der 

erforc;terlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen gemäß § 5 Abs. 1 
S. 2 ARegV i.V.m. § 11 A~s. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV, 

- den tatsächlichen und den in der Erlösobergrenze enthaltenen Kosten aus In-

vestitionsmaßnahmen gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV i.V.m. § 11 Abs. 2 S. 1 

Nr. 6 ARegV, 

- den im jeweiligen Kalenderjahr entstandenen Kosten nach § 11 Abs. 5 ARegV 

(volatile Kosten) und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen 

Ansätzen gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV i. V. m. § 11 Abs. 5 ARegV, 

- den für das Kalenderjahr bei effizienter Leistungserbringung entstehenden 

Kosten des Messstellenbetriebs, zu dem auch die Messung gehört und den in 

der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen , soweit diese Diffe-

renz durch Änderungen der Zahl der Anschlussnutzer, bei denen der Mess-

stellenbetrieb durch den Netzbetreiber durchgeführt wird, verursacht wird und 

soweit es sich nicht um Kosten für den Messstellenbetrieb von modernen 

Messeinrichtungen und intelligenten Messsystemen im Sinne des Messstel-

lenbetriebsgesetz handelt 

sowie 

der Differenz aus dem genehmigten Kapitalkostenaufschlag nach § 1Oa und 

dem Kapitalkostenaufschlag , wie er sich bei Berücksichtigung der tatsächlich 

entstandenen Kapitalkosten ergibt, § 5 Abs. 1 a ARegV. 

Sofern die Antragstellerin die Differenzen und im Ergebnis den Regulierungskonto-

saldo zum 31.12.2016 und die sich daraus ergebenden Zu- oder Abschläge richtig 

berechnet hat, ist der Antrag wie beantragt zu genehmigen. Anderenfalls sind der 

Regulierungskontosaldo zum 31 .12.2016 und die sich daraus ergebenden Anpas-

sungsbeträge abweichend vom Antrag festzulegen. 
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- enthält ~etriebs- und Geschäftsgeheimnisse -

3. Antragsvoraussetzungen 

Die Genehmigung des Regulierungskontosaldos bzw. der Antrag auf Anpassung der 

Erlösobergrenze setzt formell einen form- und fristgerecht gestellten Antrag voraus. 

Materiell setzt die Genehmigung des Regulierungskontosaldos und der sich daraus 

ergebenden Anpassung lediglich voraus, dass der Netzbetreiber den Saldo des Re-

gulierungskontos und die Zu- oder Abschläge auf die Erlösobergrenze richtig be-

rechnet hat. Anderenfalls legt die Regulierungsbehörde diese Größen mit diesem 

Beschluss abweichend vom Antrag fest. 

4. Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

Gemäß § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 a i.V.m. § 5 ARegV ist eine Anpassung der kalender-

jährlichen Erlösobergrenzen erforderlich. 

4.1. Antragszeitpunkt 

Der Antrag nach § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 a i.V.m. § 5 ARegV muss gern. § 4 Abs. 4 

Satz 3 ARegV einmal jährlich zum 30.Juni. eines Kalenderjahres gestellt werden. 

Gemäß der Übergangsregelung in § 34 Abs. 4 ARegV kann der Antrag erstmals zum 

30.Juni 2017 gestellt werden. Der Antrag der Antragstellerin ist der Beschlusskam-

mer am 29.06.2017 und damit fristgerecht zugegangen. 

4.2. Antragsform 

Der Antrag nach§ 4 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1a ARegV muss gemäß§ 5 Abs. 4 S. 

1 ARegV neben dem ermittelten Saldo die der Anpassung zugrunde liegenden Da-

ten, insbesondere die nach § 4 zulässigen und die tatsächlich erzielten Erlöse des 

abgelaufenen Kalenderjahres enthalten. Gemäß § 5 Abs. 4 Satz 2 ARegV muss der 

Antrag weiterhin Angaben zur Höhe der tatsächlich entstandenen Kapitalkosten und 

der dem Kapitalkostenaufschlag nach § 1Oa zugrunde gelegten betriebsnotwendigen 

Anlagegüter enthalten. Hierzu gehören insbesondere Angaben zu den Anschaffungs-

und Herstellungskosten und die jeweils in Anwendung gebrachte betriebsgewöhnli-

che Nutzungsdauer nach Anlage 1 der Gasnetzentgeltverordnung. Sinn und Zweck 

der Regelung ist es, die Bewegungen auf dem Regulierungskonto für die genehmi-

gende Regulierungsbehörde transparent darzustellen. Für die Jahre 2012 bis 2016 

ist der Kapitalkostenaufschlag nicht relevant. 

Der Antrag wurde von der Antragstellerin mit den der Anpassung zugrunde liegenden 

Daten formgerecht schriftlich bzw. elektronisch bei der Bundesnetzagentur einge-
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- enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse -

reicht. Die zum Antrag gehörenden Erhebungsbögen wurden unter Nutzung der ak-

tuellen Version der von der Bundesnetzagentur zum Download bereitgestellten 

XLSX-Datei hinsichtlich der wesentlichen Angaben vollständig und formal richtig 

ausgefüllt übermittelt. Dem Antrag wurden die für die Prüfung des Antrages erforder-

lichen Unterlagen beigefügt. 

4.3. Antragszeitraum 

Die Antragstellerin hat eine Anpassung der Erlösobergrenzen der Jahre 2018 bis 

2022 beantragt. Grundsätzlich beantragt der Netzbetreiber den von ihm ermittelten 

Regulierungskontosaldo für das letzte abgeschlossene Kalenderjahr. Dieser wird 

gemäß § 5 Abs. 3 Satz 2 ARegV annuitätisch über die drei dem Jahr der Ermittlung 

folgenden Kalenderjahre durch Zu- oder Abschläge auf die Erlösobergrenze verteilt. 

In § 34 Abs. 4 ARegV hat der Verordnungsgeber jedoch eine Übergangsregelung 

getroffen, die für den Erstantrag zum 30.06.2017 eine abweichende Vorgehensweise 

vorschreibt. Danach wird der nach § 5 ARegV ermittelte Saldo, in den alle noch offe-

nen Kalenderjahre (2012 bis 2016) einzubeziehen sind, annuitätisch bis zum Ende 

der dritten Regulierungsperiode durch Zu- oder Abschläge auf die Erlösobergrenze 

verteilt. Der Netzbetreiber beantragt demnach zum 30.06.2017 die Genehmigung 

des Regulierungskontosaldos zum 31 .12.2016, der auf Grundlage der Differenzen 

der Jahre 2012 bis 2016 ermittelt wird , und die entsprechende Anpassung der Erlös-

obergrenzen der Jahre 2018 bis 2022. 

4.4. Antragsgegenstand 

Gegenstand des Antrages ist die Genehmigung des Regulierungskontosaldos zum 

31.12.2016 und die Genehmigung der sich daraus ergebenden Anpassungsbeträge 

der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der Antragstellerin für die dritte Regulie-

rungsperiode. 

5. Ermittlung der Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

Die Zu- oder Abschläge auf die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der dritten Re-

gulierungsperiode (Kalenderjahre 2018 bis 2022) basieren auf dem abweichend fest-

gelegten Regulierungskontosaldo zum 31 .12.2016. 
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Der Netzbetreiber hat einen Regulierungskontosaldo zum 31 .12.2016 in Höhe von 

beantragt. Der Regulierungskontosaldo zum 31 .12.2016 war abwei-

chend vom Antrag mit dem Wert 

festzulegen. 

Der Regulierungskontosaldo der Antragstellerin zum 31.12.2016 resultiert aus den 

jährlich, jeweils am Ende der Kalenderjahre 2012 bis 2016 vom Netzbetreiber auf 

dem Regulierungskonto verbuchten Differenzen gemäß § 5 Abs.1 und 1 a ARegV. 

Aufgrund der Übergangsregelung in § 34 Abs. 4 Satz 2, nach der die erste Auflösung 

des Regulierungskontos alle noch offenen Jahre umfasst, waren die Differenzen der 

Kalenderjahre 2012 bis 2015 zusätzlich zu den Differenzen des Kalenderjahres 2016 

in die Berechnung des Saldos zum 31.12.2016 einzubeziehen. 

Die Beschlusskammer hat die vom Netzbetreiber ermittelten und auf dem Regulie-

rungskonto verbuchten Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 und den sich daraus 

zum 31.12.2016 ergebenden Regulierungskontosaldo geprüft. Betreffend die Diffe-

renzen der einzelnen Kalenderjahre ist die Beschlusskammer zu folgenden Prüfer-

gebnissen gekommen: 

5.1. 	 Jährliche Differenzen 

Für die Berechnung der jährlichen Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 wird auf die 

Anlage R1_Gesamt und auf die schriftlichen Erläuterungen in der Anlage R verwie-

sen. 

5.2. 	 Verzinsung der Differenzen und Berechnung des Regulierungskonto-

saldos 2016 

Die genehmigten bzw. abweichend festgele~ten Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 

waren gemäß § 5 Abs. 2 ARegV in Höhe des im jeweiligen Kalender durchschnittlich 

gebundenen Betrags zu verzinsen, wobei sith der durchschnittlich gebundene Be-

trag aus dem Mittelwert von Jahresanfangs- und Jahresendbestand ergibt. Die Ver-

zinsung richtet sich nach dem auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre 

bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen Bundesbank veröffentlichten Um-

laufrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten. Unter Berücksichti-
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- enthält Betriebs-. und Geschäftsgeheimnisse -

gung der Verzinsung ergibt sich der oben benannte abweichend festgelegte Regulie-

rungskontosaldo zum 31 .12.2016. 

5.3. Berechnung der Anpassungsbeträge 

Zur Bestimmung der Anpassungsbeträge ist gemäß § 5 Abs. 3 Satz 2 ARegV der 

Regulierungskontosaldo in drei Annuitäten aufzuteilen. Abweichend hiervon ist ge-

mäß der Übergangsregelung nach § 34 Abs. 4 ARegV der Regulierungskontosaldo 

zum 31.12.2016 über die Erlösobergrenzen der gesamten dritten Regulierungsperio-

de zu verteilen, so dass insgesamt fünf Annuitäten zu bilden sind. 

Für die Berechnung der Annuitäten der Jahre 2018 ff. bildet der Barwert zum 

30.06.2017 die Grundlage. Hierdurch wird dem Umstand Rechnung getragen, dass 

die Zu- bzw. Abschläge auf die EOG kontinuierlich über das Jahr zu- bzw. abfließen. 

Die sich daraus ergebenden abweichend festgelegten Anpassungsbeträge der ka-

lenderjährlichen Erlösobergrenzen der Antragstellerin ergeben sich aus Anlage 

R1_Gesamt des vorliegenden Beschlusses. Für die Antragstellerin sind die kalender-

jährlichen . Erlösobergrenzen 2018 bis 2022 gemäß Ziffer 1.) des Tenors um 

-anzupassen. 

6. 	 Rückwirkende Genehmigung des Regulierungskontosaldos und der 
sich daraus ergebenden Anpassungsbeträge 

Die in diesem Beschluss erfolgte abweichende Bescheidung des Regulierungskonto-

saldos und der sich daraus ergebenden Anpassungsbeträge der kalenderjährlichen 

Erlösobergrenzen konnte nicht vor dem 01.01 .2018 erfolgen. 

Die.s liegt in der zeitlichen Überschneidung der Prozesse zum Regulierungskonto mit 

den Verfahren zur Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für die dritte 

Regulierungsperiode begründet. Die Erlösobergrenzen-Verfahren, insbesondere die 

Bestimmung des Ausgangsniveaus gemäß § 6 Abs. 1 ARegV als Teil des Verfah-

rens, waren im zweiten Halbjahr 2017 vorrangig zu bearbeiten, da die Kostenprüfung 

wiederum vorgreiflich für die Effizienzwertermittlung war. Neben den Erlösobergren-

zen-Verfahren waren aufgrund der Neufassung von § 1Oa ARegV bis zum Ende des 

Jahres 2017 entsprechende Verfahren zur Genehmigung von Kapitalkostenaufschlä-

gen durchzuführen. Zusätzlich kam erschwerend hinzu, dass es für die Bestimmung 
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des Regulierungskontosaldos erforderlich war, dass vorgreifliche Verfahren nach § 

10 ARegV zu Erweiterungsfaktoranträgen sowie nach § 26 Abs. 2 ARegV zu teilwei-

sen Netzübergängen abgeschlossen sein mussten, bevor die Entscheidungen zur 

Genehmigung der entsprechenden Regulierungskontosalden spruchreif waren. Auch 

dem Abschluss dieser. Verfahren war daher Priorität einzuräumen. 

Aufgrund der Rechtsprechung des OLG Düsseldorf zur rückwirkenden Festlegung 

des Qualitätselements nach § 19 ARegV sieht sich die Beschlusskammer veranlasst, 

hilfsweise Ermessenserwägungen in Bezug auf die rückwirkende Genehmigung der 

Anpassung der Erlösobergrenze in diesem konkreten Einzelfall anzustellen. Der Be-

schlusskammer ist bewusst, dass rückwirkende Genehmigungen die Ausnahme sein 

sollten (vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss vom 15.02.2017, Vl-3Kart155/15 (V), Rn. 

38, juris). Im .Rahmen des ihr zustehenden Regulierungsermessens hat sich die Be-

schlusskammer jedoch entschieden, von einer vorläufigen Genehmigung nach § 72 

EnWG abzusehen und die Anpassung der Erlösobergrenzen der Jahre 2018 bis 

2022 nach Maßgabe des§ 5 ARegV rückwirkend zum 01.01.2018 zu genehmigen. 

Eine vorläufige Genehmigung nach§ 72 EnWG war aus Sicht der Beschlusskammer 

nicht zweckdienlich für das Verfahren sowie die Vereinnahmung von Netzentgelten. 

Zum Jahresende 2017 war dem Netzbetreiber der wahrscheinliche Anpassungsbe-

trag für die Erlösobergrenze 2018 durch seinen Antrag bekannt. Eine vorläufige Fest-

legung hätte also keinen wesentlichen inhaltlichen Mehrwert gehabt, sondern ledig-

lich die dem Netzbetreiber bekannten und auch von ihm beantragten Tatsachen in 

Form eines vorläufigen Bescheides förmlich festgehalten. Im Gegenzug hätte eine 

vorläufige Genehmigung einen Mehraufwand sowohl auf Seiten der Behörde und der 

Netzbetreiber in Form von Erstellung und Zustellung der Bescheide sowie kritischer 

Durchsicht durch die Netzbetreiber bedeutet; auch Gerichtsverfahren gegen die vor-

läufigen Festlegungen wären nicht auszuschließen. Die Beschlusskammer hat daher 

den Netzbetreibern lediglich in Form eines Schreibens Anhal~spunkte genannt, wel-

cher Betrag aufgrund des Regulierungskontosaldos bei der Verprobung zum 

01.01.2018 einfließen sollte, Diese Hinweise wurden für alle Marktteilnehmer auf der 

Homepage der Bundesnetzagentur veröffentlicht. 

Die Beschlusskammer sah es aus den vorgenannten Gründen als sachdienlich an, 

sämtliche Ressourcen auf die zügige Abwicklung der parallel laufenden Verwal-

tungsverfahren (Verfahren zur Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 
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in der dritten Regulierungsperiode nach § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. §§ 32 Abs. 1 Nr. 1, 

Abs. 2 ÄRegV zu Kapitalkostenaufschlägen nach § 1Oa ARegV, Erweiterungsfakto-

ren nach § 10 ARegV sowie N_etzübergängen nach § 26 ARegV) zu verwenden. Im 

Übrigen war, wie vorstehend bereits ausgeführt, die Genehmigung des Regulie-

rungskontosaldos bei einzelnen Netzbetreibern ohne den Verfahrensabschluss von 

Erweiterungsfaktoren und Netzübergängen der Jahre 2012 bis 2016 nicht möglich. In 

die Abwägung ist auch eingeflossen, dass die zeitliche Verzögerung mit 20 Monaten 

nicht gravierend war und dem Netzbetreiber seine individuellen Antragswerte be-

kannt waren. 

Angesichts der sich nicht als gravierend erweisenden Verzögerung und der frühzeiti-

gen Kenntnis des Netzbetreibers von den für die Berechnung der Erlösobergrenze 

2018 maßgeblichen Werten erachtet die Beschlusskammer die rückwirkende Ge-

nehmigung des Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpas-

sung der Erlösobergrenze nach sorgfältiger Berücksichtigung aller Aspekte als sinn-

vollste Lösung. 

Die Entscheidung, den Regulierungskontosaldo und die sich daraus ergebenden An-

passungsbeträge für die Jahre 2018-2022 rückwirkend zu genehmigen, ist auch ver-

hältnismäßig. Die Entscheidung dient dem legitimen öffentlichen Zweck, entspre-

chend den Vorgaben des EnWG und der ARegV den Regulierungskontosaldo aus-

zugleichen und etwaige Mehrerlöse über die Netzentgelte an die Netznutzer zurück-

zugeben bzw. zu wenig vereinnahmte Erlöse noch einnehmen zu dürfen. Die rück-

wirkende Festlegung ist. hie~zu geeignet. Sie ist auch erforderlich, da zum jetzigen 

Zeitpunkt ein gleich geeignetes, milderes Mittel nicht mehr zur Verfügung steht. 

7. Umgang mit nachträglichen Veränderungen der Erlösobergrenze 

Da der Saldo des Regulierungs~ontos zum 31.12.2016 und seine Verteilung auf die 

Kalenderjahre 2018 bis 2022 mit diesem Beschluss abschließend bestimmt werden, 

könnten nachträgliche Korrekturen der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 2012 bis 

2016 im Fall einer Bestandskraft dieser Entscheidung nicht mehr berücksichtigt wer-

den. Daher wird die Beschlusskammer notwendige Korrekturen der Erlösobergren-

zen 2012 bis 2016 in dem zum Zeitpunkt der Anderung noch offenen Regulierungs-

kontosaldo (d .h. der Regulierungskontosaldo, dessen Auflösung noch nicht ab-

schließend genehmigt wurde), unter Einbeziehung einer Verzinsung entsprechend 
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- enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse -

§ 5 Abs. 2 ARegV berücksichtigen. Korrekturen können durch gerichtliche oder eine 

Anpassungszusage veranla~st sein. 

III. 

Zur Frage qer Kostentragung nach § 91 EnWG ergeht ein gesonderter Bescheid. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bes<?hluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Beschwerde 

erhoben werden. Die Beschwerde ist bei der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 

Telekommunikation, Post · und Eisenbahnen (Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113 

Bonn) einzureichen. Es genügt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist bei dem 

Thüringer Oberlandesgericht Jena (Hausanschrift Rathenaustraße 13, 07745 Jena) 

eingeht. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt 

einen Monat. Sie beginnt mit der· Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag 

von dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die Be-

schwerdebegründung muss die Erklärung, inwieweit der Beschluss angefochten und 

seine Abänderung oder Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsachen 

und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stützt, enthalten. Die Beschwerde-

schrift und die Beschwerdebegründung müssen durch einen Rechtsanwalt unter-

zeichnet sein. 
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• enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse -

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung(§ 76 Abs. 1 EnWG) 

Bonn, den 28.08.2019 

Beisitzerin als Vorsitzende Beisitzer Beisitzerin 
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Anlage R 

für Verteilnetzbetreiber im vereinfachten Verfahren 

1 Vorbemerkungen 

Der Regulierungskontosaldo wurde zum 31 .12.2011" berechnet und im Rahmen der 

Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der zweiten Regullerungsperiode 

berücksichtigt. Hierfür wurden gemäß § 5 Abs. 4 ARegV Zu- bzw. Abschläge auf die 

entsprechenden Erlösobergrenzen gebildet. Zur Berechnung des Regulierungskontosaldos 

zum 31 .12.2016 gemäß § 34 Abs. 4 ARegV und der entsprechenden Anpassungsbeträge 

sind zunächst die einzelnen Jahresdifferenzen 2012. bis 2016 zu bestimmen. Diese ergeben 

sich aus den einzelnen Positionen gemäß § 5 Abs. 1 ARegV (vgl. Kapitel 2). Die einzelnen 

Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 werden in Kapitel 3 erläutert. Zuletzt wird in Kapitel 4 

die Berechnung des Regulierungskontosaldos zum 31 .12.2016 und der Annuitäten 

beschrieben. 

In der Anlage R1_Gesamt sind die entsprechenden Jahresdifferenzen der Jahre 2012 bis 

2016, deren Verzinsung, der Saldo zum 31.12.2016 sowie die entsprechenden Annuitäten 

abgebildet. Die zulässigen Erlöse finden sich in der Anlage R2, die nach dem Jahr und der 

Netznummer benannt ist. Die Anlage R2_2012-1 bezeichnet somit die zulässigen Erlöse des 

Netzes 1 des Jahres 2012. In der Anlage R3_Erzielbare Erlöse werden die erzielbaren 

Erlöse der Jahre 2012 bis 2016 dargestellt. 

2 Positionen im Regulierungskonto 

2.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 

Die Differenz zwischen den nach § 4 ARegV zulässigen Erlösen und den vom Netzbetreiber 

unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklungen erzielbaren Erlösen {§ 5 

Abs. 1 S. 1 ARegV) und insbesondere die Erlösdifferenz, die sich aus der Abweichung der 

prognostizierten Mengen, die in die Verprobungsrechnung eingeflossen sind, und den 

tatsächlich realisierten Mengen ergibt, sind hierbei zu berücksichtigen. 
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Zulässige Erlöse 

Die zulässigen Erlöse bestimmen sich gemäß § 4 ARegV unter Berücksichtigung der nach § 
29 Abs.1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und § 4 Abs. 2 ARegV festgelegten 

Erlösobergrenze. Dabei ist die gemäß § 4 Abs. 1, 2 ARegV bestimmte Erlösobergrenze nach 

Maßgabe· von § 4 Abs. 3 bis 5 ARegV kalenderjährlich vom Netzbetreiber anzupassen. 

Im vereinfachten Verfahren gelten gemäß § 24 Abs. 2 S. 3 ARegV (a.F.) 45 Prozent der 

nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 ARegV ermittelten Gesamtkosten als dauerhaft nicht beeinflussbare 

Kostenanteile nach § 11 Abs. 2 ARegV. Bei der Ermittlung der Gesamtkosten bleiben gemäß 

§ 24 Abs. 2 S. 4 ARegV die Konzessionsabgaben unberücksichtigt. Gemäß § 24 Abs. 3 

ARegV finden damit § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV mit Ausnahme von § 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 2 ARegV in Verbindung mit § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 und 8 ARegV keine Anwendung. 

Anpassungen der jeweiligen kalenderjährlichen Erlösobergrenze aufgrund von dauerhaft 

nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 3, 6, 7 und ·9 bis 11, 13 

und 14 ARegV sowie§ 11 Abs. 2 S. 2 und 3 ARegV sind somit im vereinfachten Verfahren 

nicht zulässig. 

Weiterhin können Anpassungen aufgrund von Mehr- 'und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 

ARegV i. V. m. § 10 GasNEV (Periodenübergreifende Saldierung) sowie einer 

Mehrerlösabschöpfung nach§ 34 Abs. 1 ARegV i. V. m. § 10 GasNEV (analog) erfolgen. 

Zudem können jeweils auf Antrag des Netzbetreibers gemäß § 4 Abs. 4 ARegV 

Anpassungen der Erlösobergrenze in Folge von beschiedenen Anträgen 

• 	 nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 

ARegV) und 

• 	 einer nicht zumutbaren Härte gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

gewährt werden. Eine Anpassung gemäß § 4 Abs. 4 Nr. 1 aufgrund eines genehmigten 

Kapitalkostenaufschlags ist für die Ermittlung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2016 

noch nicht relevant. Der Kapitalkostenaufschlag wurde erstmals für das Jahr 2017 

genehmigt. 

Anpassungen können sich im vereinfachten Verfahren aufgrund von Änderungen des 

Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 AR~gV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV) ergeben. 

Eine Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenze nach § 4 Abs. 5 ARegV 

(Qualitätselement) war für die Jahre 2012 bis 2016 nicht relevant. 
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Erzielbare Erlöse 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz der zulässigen Erlöse und der vom 

Netzbetreiber unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklung erzielbaren 

Erlöse im Regulierungskonto zu erfassen. Die erzielbaren Erlöse ermitteln sich als Produkt 

der tatsächlich im jeweiligen Jahr realisierten Absatzmengen und den zuvor im Rahmen der 

Verprobungsrechnung gemäß § 16 GasNEV ermittelten Entgelten. 

Diese werden in der Gewinn- und Verlustrechnung des jeweiligen Geschäftsjahres durch die 

Umsatzerlöse aus Netzentgelten abgebildet. Im Rahmen der Ermittlung der erzielbaren 

Erlöse hat die Beschlusskammer daher grundsätzlich auf die Umsatzerlöse zurückgegriffen. 

Hierbei wird auf die Umsatzerlöse aus Netzentgelten ~as abgestellt, wobei nachträgliche 

Korrekturen bzw. Erlösminderungen beispielsweise im Zusammenhang mit 

Rückstellungsbildungen nicht zu berücksichtigen sind. Die Beschlusskammer geht davon 

aus, dass der Netzbetreiber derartige Umsatzerlöskorrekturen vollständig angezeigt hat. 

2.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjährlichen 

Erlösobergrenze jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Änderung von 

dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs 2 S. 1 Nr. 4 ARegV 

(erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen) auf Basis des Kalenderjahres, 

auf das die Erlösobergrenze Anwendung finden soll. Die diesbezüglich in dem jeweiligen 

Erlösobergrenzenjahr enthaltenen Ansätze sind den in diesem Kalenderjahr tatsächlich 

entstandenen Kosten gegenüberzustellen. Die so ermittelte Differenz ist im 

Regulierungskontosaldo gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV zu berücksichtigen. 

Kostenbestandteile der Biogas- sowie der Marktraumumstellungsumlage können ebenfalls 

Bestandteil dieser Differenz sein. 

Die in der Erlösobergrenze enthaltenen bzw. tatsächlich entstandenen Kostenansätze für die 

erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen beziehen sich lediglich auf die 

originäre Netznutzung von vorgelagerten Netzbetreibern. Kosten für vereinbarte 

Lastflusszusagen oder für Speichernutzungen sind nicht Bestandteil der erforderlichen 

Inanspruchnahme vorgelagerter Netznutzung. 
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2.3 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 3 ARegV wird zusätzlich die Differenz zwischen den für das 

Kalenderjahr bei effizienter Leistungserbringung entstehenden Kosten des 

Messstellenbetriebs oder der Messung und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich 

enthaltenen Ansätzen in das Regulierungskonto einbezqgen, soweit diese Differenz durch 

Anderungen der Zahl der Anschlussnutzer, bei denen Messstellenbetrieb oder Messung 

durch den Netzbetreiber durchgeführt wird, oder Maßnahmen nach § 21 b Abs. 3a und 3b 

EnWG a. F. sowie nach§ 44 GasNZVverursacht wird. 

3 Bestimmung der Jahresdifferenzen 

3.1 Jahresdifferenz 2012 

3.1.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 2012 

3.1.1.1 Zulässige Erlöse 2012 

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2012 in die einzelnen Bestandteile der 

Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2012-1 . Die aus 

Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2_2012-1 Zelle 182 dargestellt. 

Der Netzbetreiber hat zum 01.01.2012 ein Netz von einem Netzbetreiber im Regelverfahren 

übernommen (vgl. Aktenzeichen BK9-11/8145V-NÜ13-1). Die von diesem Netzbetreiber 

übernommenen dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile (dnbK) nach § 11 Abs. 2 S. 1 

und 3 ARegV können innerhalb der ersten zwei Kalenderjahre ab Netzübergang jedoch nur 

bei Veränderung der vorgelagerten Netzkosten, der volatilen Kostenanteile, oder Kosten aus 

Investitionsmaßnahmen nach § 23 ARegV angepasst werden. Insofern ist eine Anpassung 

zum 01.01.2012 zu berücksichtigen. 
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Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2012 ist die Änderung 

des Verbrauch~rpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen (vgl. hierzu Anlage 

R2_2012-1 012 und Zeile 56). 

Anpassung aufgrund eines Sondersachverhaltes 

Mehr- und Mindererlöse nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 GasNEV (Periodenübergreifende 

Saldierung 2008) 

Die Anpassung aufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 

GasNEV (Periodenübergreifende Saldiarung 2008) beträgt und ist in Anlage 

R2_2012-1; Zeile 80 dargestellt. 

Anpassung nach Maßgabe des § 10 ARegV i.V.m. § 4 Abs. 4 S. 1 Nr.1 ARegV 
(Erweiterungsfaktor} 

Sofern die Erlösobergrenza nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) i.V.m. § 4 

Abs. 4 S. 1 Nr. 1 ARegV angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2_2012-1 Zeile 64 

dargestellt. 

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

3.1.1.2 Erzielbare Erlöse 2012 

Nach Prüfung der vom Netzbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer 

ergeben sich für das Jahr 2012 die in Anlage R3_Erzielbare Erlöse dargestellten erzielbaren 

Erlöse. 

3.1.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2012 

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Gesamt Zeilen 6 und 7 

dargestellt. 
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3.1.3 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 2012 

Der Netzbetreiber hat für das Kalenderjahr 2012 die Kostenveränderung für die Messung 

bzw. den Messstellenbetrieb inklusive der Maßnahmen gemäß § 21 b EnWG übermittelt. 

Diese Werte-werden in der Anlage R1_ Gesamt Zeile 12 dargestellt. 

3.2 Jahresdifferenz 2013 

3.2.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 2013 

3.2.1.1 Zulässige Erlöse 2013 

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze in die einzelnen Bestandteile der 

Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2013-1 . 

Der Netzbetreiber hat zum 01 .01 .2012 ein Netz von einem Netzbetreiber im Regelverfahren 

übernommen (vgl. Aktenzeichen BK9-11/8145V-NÜ13-1). Die von diesem Netzbetreiber 

übernommenen dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile (dnbK) nach § 11 Abs. 2 S. 1 

und 3 ARegV können innerhalb der ersten zwei Kalenderjahre ab Netzübergang jedoch nur 

bei Veränderung der vorgelagerten Netzkosten, der volatilen Kostenanteile, oder Kosten aus 

Investitionsmaßnahmen nach § 23 ARegV angepasst werden. Insofern ist eine Anpassung 

zum 01 .01 .2013 zu berücksichtigen. 

Änderungen des Verbraucherprelsgesamtlndexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 
Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2013 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen. Gemäß § 8 

ARegV ergibt sich der Wert für die allgemeine Geldwertentwicklung aus dem durch das 

Statistische Bundesamt veröffentlichten Verbraucherpreisgesamtindex (VPI). Für die 

Bestimmung der Erlösobergrenzen nach § 4 Abs.1 ARegV wird der VPI des vorletzten 

Kalenderjahres vor dem Jahr, für das die Erlösobergrenze gilt, verwendet (VPI t). Dieser wird 

ins Verhältnis gesetzt zum VPI des Basisjahres (VPI 0). 

Basisjahr der Erlösobergrenze 2013 ist gemäß § 6 Abs. 1 ARegV das Jahr 201 O. Gemäß 

Statistischem Bundesamt beträgt der VPI für das Jahr 2010 100,00 (aufgrund der aktuellen 

Basisumstellung der Indexwerte durch das Statistische Bundesamt) und für das Jahr 2011 

102, 1 O (abrufbar im Internet unter: https://ww-vy.genesis.destatis.de/genesis/online > Suche 
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nach: 61111-0001 ). Entsprechend dem Term VPI tl VPI O der in Anlage 1 zu § 7 ARegV 

aufgeführten Regulierungsformel ergibt das Verhältnis des VPI für das Jahr 2011 zum VPI 

für das Jahr 201 O für das erste Jahr der zweiten Regulierungsperiode (2013) einen 

Inflationsfaktor in Höhe von 1,0210. Da den Netzbetreibern im Herbst 2012 für die 

Kalkulation der Netzentgelte 2013 lediglich die Indexreihe auf Basis des Jahres 2005 (d.h. 

vor der Basisumstellung des Statistischen Bundesamtes) zur Verfügung stand, geht die 

Beschlusskammer für 2011 von einem Indexwert 102,31 aus, der sich aus der Division der 

Indexwerte 110,7 und 108,2 ergibt. Dies sind die Indexwerte für 2010 und 2011 mit dem 

Basisjahr 2005 (vergleiche hierzu Anlage R2_2013-1 012 und Zeile 56). 

Anpassung nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 S. 1 
Nr.1 ARegV) 

Sofern die Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr. 1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2_2013-1 1 64 dargestellt. 

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

3.2.1.2 Erzielbare Erlöse 2013 

Nach Prüfung der mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer ergeben sich für das Jahr 

2013 die .in Anlage R3_Erzielbare Erlöse dargestellten erzielbaren Erlöse. 

3.2.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2013 

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1 _Gesamt Zeilen 6 und 7 

dargestellt. 

3.2.3 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 2013 

Der Netzbetreiber hat für das Kalenderjahr 2013 die Kostenveränderung für die Messung 

bzw. den Messstellenbetrieb inklusive der Maßnahmen gemäß § 21 b EnWG übermittelt. 

Diese Werte werden in der Anlage R1_ Gesamt Zeile 12 dargestellt. 
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3.3 Jahresdifferenz 2014 

3.3.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 2014 

3.3.1.1 Zulässige Erlöse 2014 

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze in die einzelnen Bestandteile der 

Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2014-1 Spalte 1. 

Der Netzbetreiber hat zum 01 .01.2012 ein Netz von einem Netzbetreiber im Regelverfahren 

übernommen (vgl. Aktenzeichen BK9-11/8145V-NÜ13-1). Die von diesem Netzbetreiber 

übernommenen dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile (dnbK) nach§ 11 Abs. 2-S. 1 

und 3 ARegV können innerhalb der ersten zwei Kalenderjahre ab Netzübergang jedoch nur 

bei Veränderung der vorgelagerten Netzkosten, der volatilen Kostenanteile, oder Kosten aus 

Investitionsmaßnahmen nach § 23 ARegV angepasst werden. Ab dem dritten Jahr nach 

Netzübergang ist der Netzbetreiber selbstständig zur Anpassung der dnbK verpflichtet. Somit 

ergibt sich ab dem dritten Jahr nach Netzübergang ein Rückgang der dnbK auf null. 

Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2014 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen (vgl. hierzu Anlage 

R2_2_2014-1 012 und Zeile 56). 

Anpassung nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 S. 1 

Nr.1 ARegV) 

Sofern die Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr. 1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2_2_2014-1 1 64 dargestellt. 

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

3.3.1.2 Erzielbare Erlöse 2014 

Nach Prüfung der mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer ergeben sich für das Jahr 

2014 die in Anlage R3_Erzielbare Erlöse dargestellten erzielbaren Erlöse. 
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3.3.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2014 

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Gesamt Zeilen 6 und 7 

dargestellt. 

3.3.3 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 2014 

Der Netzbetreiber hat für das Kalenderjahr 2014 die Kostenveränderung für die Messung 

bzw. den Messstellenbetrieb inklusive di:ir Maßnahmen gemäß § 21 b EnWG übermittelt. 

Diese Werte werden in der Anlage R1_ Gesamt Zeile 12 dargestellt. 

3.4 Jahresdifferenz 2015 

3.4.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 2015 

3.4.1.1 Zulässige Erlöse 2015 

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze in die einzelnen Bestandteile der 

Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2015-1 Spalte 1. 

Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2015 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen (vgl. hierzu Anlage 

R2_2015-1 012 und Zeile 56). 

Anpassung nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 S. 1 
Nr.1 ARegV) 

Sofern die Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 1 O ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr. 1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2_2015-1 164 dargestellt. 
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Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

3.4.1.2 Erzielbare Erlöse 2015 

Nach Prüfung der mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer ergeben sich für das Jahr 

2015 die in Anlage R3_Erzielbare Erlöse dargestellten erzielbaren Erlöse. 

3.4.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2015 

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkost~n ist in der Anlage R1_Gesamt Zeilen 6 und 7 
dargestellt. 

3.4.3 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 2015 

Der Netzbetreiber hat für das Kalenderjahr 2015 die Kostenveränderung für die Messung 

bzw. den Messstellenbetrieb inklusive der Maßnahmen gemäß § 21 b EnWG übermittelt. 

Diese Werte werden in der Anlage R1_ Gesamt Zeile 12 dargestellt. 

3.5 Jahresdifferenz 2016 

3.5.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 2016 

3.5.1.1 Zulässige Erlöse 2016 

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze in die einzelnen Bestandteile der 

Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2016-1 Spalte 1. 

Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 
Nr.1 ARegV} 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2016 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen (vgl. hierzu Anlage 

R2_2016-1 012 und Zeile 56). 
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Anpassung nach Maßgabe des § 1 O ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 S. 1 

Nr.1 ARegV) 

Sofern die Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 

$ . 1 Nr. 1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2_2016-1 164 dargestellt. 

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte· nicht. 

3.5.1.2 Erzielbare Erlöse 2016 

Nach Prüfung der mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer ergeben sich für das Jahr 

2016 die in Anlage R3_Erzielbare Erlöse dargestellten erzielbaren Erlöse. 

3.5.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2016 

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1 _Ge.samt Zeilen 6 und 7 

dargestellt. 

3.5.3 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 2016 

Der Netzbetreiber hat für das Kalenderjahr 2016 die Kostenveränderung für die Messung 

bzw. den Messstellenbetrieb inklusive der Maßnahmen gemäß § 21 b EnWG übermittelt. 

Diese Werte werden in der Anlage R1_ Gesamt Zeile 12 dargestellt. 

4 	 Berechnung des Regulierungskontosaldos und Bestimmung der 

Anpassungsbeträge 

Zur Berechnung des Regulierungskonto_saldos zum 31 .12.2016 sind die entsprechenden 

Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 zu berücksichtigen. Die Differenzen der Jahre 2012 bis 

2016 sind in der Anlage R1_Gesamt Zelle D14~H14 dargestellt Hat der Netzbetreiber in den 

Jahren 201 O und/oder 2011 Mehrerlöse erzielt und von der optionalen Sonderlösung 

Gebrauch gemacht, ist zudem der entsprechende Anpassungsbetrag bei der Saldenbildung 

11 



zu berücksichtigen. Der Anpassungsbetrag bei Mehrerlösen des Jahres 2010 ist in der Zelle 

022, der Anpassungsbetrag bei Mehrerlösen des Jahres 2011 ist in der Zelle E22 zu finden. 
. 

Diese Jahresdifferenzen sind gemäß § 
' 

5 Abs. 2 ARegV zu verzinsen. Der 

Regulierungskontosaldo zum 31 .12.2016 ist in der Zelle H27 angegeben. 

Aus dem berechneten Regulierungskontosaldo wird gemäß der Übergangsregelung in § 34 

Abs. 4 ARegV eine fünfjährige Annuität berechnet. Die Höhe der Annuität ist in Zelle D37-

H37 angegeben. 
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E.NWG Energienelze Weimar GmbH Co.KG 	 Bemebsnummer 120ll'1820 

Rl Ermittlung der Zu- oder Abschläge auf die Erlösobergrenze 

Bestimmung der .tahresd!fferenz 

nach § 4 ARegV zulässige Erl.ö.se 
Erlös.obergrenze gemäß § 4 AR.egV 

erilelbare Erlöse 

Erforderfü:he Inanspruchnahme tatsäctilich entstandene Kosten 
vorgelagerter Netzebenen gemäß §1.1------------------
Abs. 25atz1 Nr. 4 ARegV in EOG enthaltene Ansätze 

tatsächlich entstandene Kos.tenVolatile Kostenanteile gemäß §11 
Abs. SARegV 

in EOG enthaltene Ansätze 

bei effizienter Leiswngserbringung
Messung/ Messtellenbetrieb 

eots1ehende Kostenve.-änderu 

Sonstiges 

Jahressaldo der Einzeldifferenzen 	 gern. Bundesnetzagentur 
gem Anfra des Ne1zbetreibers 
Differenz 

, Bestimmung des Regullerungs'kontosal:dos 
Vorjahressaldo (Anfangsbestand) 
Jahressaldo der Einz.eldifferenzen 

Betrag aus optionaler Sonde:rlös.ung 
Endbestand 
Mittelwert aus Anfangs- und Endbestand 
Zinssatz: gemäß § S Abs.. 2 ARegV 
Ven:insung des Saldos. 

Net2Jbetrelbera11-
Bestimmung der Annuität caben gem. Antrag 
Regulierungsfc:ontosaldo zum. 31.12.2016 
Verzinsung für das.Jahr der Antragstellunc 
Barwert fzu verteilender Betrag) 
jährUche Annuität von Z018 bis ZOZZ 

Verteilung 	 21}18 Zl>19 20ZI) 2021 2022 

Anpassungsbetrag 51 
Zusdl loe .... 1 EOG Zusd!J.g 3'UI E.OG 
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n1tr11bvumlift 1:KD1e:m 

R2 2012.1 Nachrechnung der angepassten Ertösobergrenze durch die Bundesnetzagontur f(lr das Ka!onderjahr 2012 

D.lten der Regulierungsperiode Jlhrnd1ton 

PauuhDlerter lnventionuusd\log ni1ch t 2S ARegV 

Boolt)llhrlbl 

VertlrauGherpreiaoenm~ndex nncti 1 0 ARegV des J1hres 2000 (VPIO] 

VerbnlUCiherprelsgenmtlndcJC nach § 8 Afteg\/ de1 Jehret 2010 (VPltJ 

D1ue~n nlc;ht beolnnussbar9 Koston;antene rw1"1 t 11 Abs~ 2 ARegV 

vo&lll"9 Kostf'W11•illl nach 111AbL5 AR•gV 

Ke&ten alt LHrftLIHZUtogen 

Olftercnz. der vo&atlt.n Koal•oanl•lle (VKI • VKO) 

Warte aus SoasltJl.hr Et16H Saldo 1uJ Netzvor• 
•ndtrunoon !Oboutrag) 

gooolzlldle Al>nlhme- und VerQOlungop~W!ton (Nr. 1) 

Belrleboslevom (Nr. 3) 

•ifotdiirfkft• IRlMPfUdvtAhme WOfgdagerter Netzebenen (Nt. 4) 

tiau1111b. und lat1tve.rtrog. Verelnbnr. zu Lohnzusatz• und Vmargung-slelsl (AbsCihlu~svac 31 .12. 
Nl, O 

Boruflou,bVdung, W&lterblldung, Botrlebsklndertage~alßtten (Nf. 11) 

AIJllOsung von Baukostenzustf\01515on/ Netznnschlul!lkostenbeitragon (Nr. 13) 

Johl 
v., • ....,.~otntch 
§ IG Abo. 1 AflogV (III) 

Vettelungsfalaor nach 
f 18 Abt. 2 ARegV 
M.-1 

Genecefler aektOfll.er 
Pro duldlvft.1tsfa>c1or 
nadl U ARIOV IP Fll 

JOOf 0,10 1.21AlO% 

201G 0,20 2,5166% 

2011 O,JO J ,7971% 

2012 o,oto S,OQ45'l4 

Ermittlung dervorUber9'ht>nd nlthl bMlnflu• fb.itl't'1 üpd d.f lxtiinflua.1h11;1tn Kot.tbnantelle 

OH•n1IJ..es1cn ahne dcuefhnft nkht bcelnftuHbaro Kostemmte1le 

l!eeln~Hbo1er Kot1..,ani.1 li)  

VorObefgehend nldlt btolnltlubatct Kosten1nt1a ('.4}  

VorOboroe**'d nk.h1 .,_innuubarer Kostanantoil ~  

Nkttt abgebauter Tsll ~ boelnlussbaren Kosten 

t-Jlcht •bi•bautar bfi.clnfkllsbanrr Ko•tllf\lfltell 

Abzubeuendec beeln•U11bt1tt Kotltnanttil 

l<Agoo.0 • l<Adnb .0 

i ·!Wo 

1 ·Vl 

(1 •VI)•KAb,0 

Vt•l<Al>,O 

KAWlb,O • (1 • VII• KAb,O 

An9•JU1nl• EOO var 81IJ0 aus Notz.vor• 

VPI 2010 (• VPIOJ V~l •u•u 
V11bt•\ii~tfpr•ltgMomUndex nach§ e AAegV VPI 101.eo 108~0 

Steigerung des Veri>r~n~dt11p11Jitg11;1tmti1'1d11JP; f.,t,l9gfn aur ~Ai~Jiht VPll/llPIO 1,0630 

kumulierter oantf•Utt to1ttoraJer ProduktNl~hlfaktotnach§ 9 ARegV Pfl O,OS09 0.0~0~ 

V1ib1•uchcrptol1 gesamtJndex J. Produktivttsmtomchritt (VPllM'IO) • PFl 1,0140 

J&hru- Kti,tenantaUo + KhrnttVPI P< rKAvnb 0 + , . vr. !I KAli 0 wNPIWPIO . PFI 

Erwe:ltanmgsf;1ktor (EJ) 

Anp1t51uno~1>etrao •ur Otun t lnu Etwli1arut\gtf11k16ft. r,aet1 t 4, S10 EF1 
~·v 



lnlodonloNng (VPIWPID • PF!) < EFI 

Jilihf'1kho Kostcnantollo " vnb" + "b" mitVPlt und Pft IOWio EFt (KAvnb,O ... ( 1 • vt) X KAb,O) X (VPIWPIO . PFI) X I!,  

QUIJltitHi<monl (Q!) 

zu4und Abat:ih A c_auldlo EJ1G1ober cru:e nach 19ARo V Ql 

veranderu d Ko5_1 nant ach i 1AM. 5ARe 

Sondorsac:hverflt:llto 

81ehvorhalto dlo nicht von der Re i erun romml iufu1i werdMt 

Kalo~detjlhrllche Etlö&obergre112e EO~ kalende~QMlch 



R2 2013·1 Nachrechnung der angepeesten Erlösobergrenze durch dio Bundosnotngontur filr du l(a!endor)ishr 2013 

Jaruo~tan 

Konze.slonoal>Qlbtn !Nr 2) 

Mordeftlche lnonsprud\ne.hmo yorgefaoertcr Netnbenen (Nr. 4) 

V'n•hrN~ liwHtldoMmoßnlhmcn nach i 2'.!i AR.•yV (Nt. 6} 

betrieb. und t atz· und Vcrnrgungsreltl (.AblchluH vor 
Nr.9 

B•lll•M- und Person1lrat1tAtlgke11 (Nr. 10) 

A•ahoJ•ht 1\JI 

8111zlon<wttt 1ew,J 

V•rbfauchttpreltgcumllndH nach t 8 ARag\/ dilt JthtH 2010 (VPI 

D1uorhlftnkht beeln11uss~ro t<otton kAdnb 

votatJi. KotWW1lelle l\.1Ch t , 1 Abs• • ARt11V 

sum 

Olff·~ d•r volltllotn Kostenantello (VKt. VKO) 

werto aus BatltJ1hr Erl&to l!A.ldo aus Neuvor· 
lnckNnoon (l(•••on) 

Saldo aus Netz.vor• 
••.i......._ teria••l 

Jaly 
V.,t•"vftgala~ar nach 
§ 10 Abs. 1 AA•oV (VI) 

Vtftdlmgsf.tJaor noch 
f 18 AbO 2 ARtgV 

IM. ln<iYI 

Gent1eler 1eldatDJer 
ProduldMt4tar~kt« 

ntth & QAAoaV IPFll 

201' 0,20 ' ,llOOCl% 

2014 0.AD ~.0225% 

201G 0,GO 4,5878% 

2016 0,80 0,13$4% 

2017 1,00 1,7284% 

l::tmi1tlung tt.t vatt.lbergahend nlC!ht bcGlnnu11baren und der IJHtnfluubatfln Kastenant.ollo_

KJ\001.0 - l<Mnb.O 

Bceinfhn1ba1er KCKtenant~ (%) t - 11'1• 

Bulnl!lussborer Koslenanleft '1 l<Ab.O 

V&ißbtigthond N(lhl beelnlus$barer Kootenantell l~J liWo 

Va;o~rg•Mod nicht beolnnu11~rerKoslen.intell '1 KJ\vnb.0 

Nid\I ~b1u1uTttl der beelritunbMen Koslen 1-\11 

( 1 • VI) X111\b,0 

AiJ1Ub•u•rtdtt beelnflUssbarer Kostenantd \lh l<Ab.0 

KAvnl>,O + (1 • vt)> IW>,O 

An~J19•*'• EOO YDt 8•ld6 aua N11tz.vor. 

VPI 2010 !•V 10) 11 

ilPI 100.00 10~,31 

~teloeruno dl!t V• 1bfOUGhCrJ)fCIGge1omtlndCK be::;i:ogen aure111itJ11hr VPit /VPiO 1,023 1 

Ji;uflwßencr genareder eekl0teler Produklivit1!11'faktor noGh § g AReov Pft 0,01~0 0.01~0 

(VPIWPIO) . PFI 

J:ihr11cho K t•ll• Vt'lb +Kb ndt VP KAvnb 0 ;. t • VI II! KAb 0 i VVPIO • PFI 

fnwwh„ri.anrfaktor (EF) 

~~~not o111t1g aul Grund nes ElweHerun1r1rnklorw nach S4, S 10 BJ I 



lnftntfonlmm u (VPIWPIO - PF!) x eFt 

(KA•nb.Ot ( 1 , Vl) x Kl\l>,0) • (VPIUVPIO- PFO • ~F 

Zu- und Absdll.S e aul die Ell61ob11 iU\11: ntdl 1DAR• V Ct 

Vu3.mf.Nne ~r Y1;1h!tilon t<v1ttnt1nteUe (VKt•VKO) 

Verllndcrun e _Yol a1cn Ko1lcn1mttil0: n1C:h t t Ab• s AR• -v VKl-VKO 

Eot • KAdn ,I +(l<Avnb,O • ( l - Vl) x KAb,0) x 
. IWPID • PFt x EF +Ot + VKI • VKO+ _St_ 

SondctrsQchveftlaHo 

!1thve1hall• die nic:lii ven dtr Ra ltn.. n 

EOI, kalondQrj~Mi.:11 



8tU1e~r t:zoot &20 

R2 2014·1 Nachrechnung der angepassten Erlösobergrenze durch die Bundesnetzagentur für da& Kalondorjahr 2014 

P1utc.ha.De~r lnve!Jbdonuu~chlog noch§ 25 ARegV 

Bool1Johr (\JI 

Verbfoucherpreisgesamtlndex n11ch § 9 ARogV dM Jlthrc1 2012 {VPll 

Jllhr Ver1"Ml0tfak19f ni,i;t. 
§ 16-. 1 AA09V MI 

Vtrt~y.faklot nach 
t 11 Ab< 2 AllogV 
1\11.lndlvl 

OenereDer seldoraler 
Pf6duklivit4t1r111.1i1ct 
noch l t AR'"V[Pfl] 

2013 0.20 l ,500Cl% 

2014 0.40 ~.0225% 

2015 0,60 4.$87814 

2018 0,80 0 , 13~% 

2017 j ,00 7,7284% 

Dauert\Aft nicht bNlnOUssb.lre KostoNntollc noch !i 11Abs..2 ARe-gV 

•U 111b. und uu1 rvutr11g. Vefek\bor. ru Lohnzusatz• und Vcr11ora1.mgstchl (Abse!hlu~svor 31.12.0 
i';/, $ 

B11rufHu1bBdung, Wcttert>lldunQ, Botricb!Jklndertlgoul3ttcn (Nr. 1 t) 

AuftOtuna von Bouko,1enzu1c.hD111cn/ Netziins"11u~sll:ostenbcttr4gen tNr. 13) 

volotllo Kolllonontollo Mch t 11 Ab._ 5 AR99V 

~ail•n ftl1 Ustflussmsogen 

Dlffenmz der volatilen Koal•na11l•U• (VKt - VKO) 

Qtt1rutkotlon ahne dauerhaft nicht beelnl'lu"J,bore Koslenantelie 

Be~nftu11bMf.I Ko11~,111nu1ll l%J 

Beelnftu1Jbt1rtr Kothul1nttR '1 
VorOberg,hend nidtl bttktftul.lbarcu Kos11n1nleil ('61) 

Vorllborgohond nl<hl boelnlluubarer Ko•lonaniall ~ 

Nidtt •t;g.baut6t bfflnnut1hr.r KoJtenantoil 

KA001,0 • KAdnb,0 

1 . EWll 

KAl>,O 

EWll 

KA.vnb,O 

1· 111 

(1 ·VI) v KA!J,0 

lllxi<.Ab,O 

t<Avnb.O t (1 • VI) v KA!J,O 

V•tbt0ud10tpr•lsgesomtindu l\IPI) 1111<1 Produktlvltllnt.ilrtor iPFJ 

VPI 2010 (• VPIOJ ~01 

VP! 100,00 104.10 

StclgerunQ dM Veri>r•udt11tp111lt~.-r.i~r,du: bo.i:ogen flvf 81isitJt1hr VPll / \IPIO 1,0410 

kumullcrter ooner11Ue11e k10<Aler Pro<kJktMl6tlrakl01' nach 59 ARegV P~t D,0302 O,OlOZ 

V1rbf•uche1ptetlfiigeS.1mtlndex J, Pr~ktivltamfortschrttt l\IPIWPIO) • PFI 1,0108 

undPF IWPIO- PFI 

Erwotterung1f1ktor (EF) 



lnflMIJQnitJt"l'll) (VPIWFIO • Pft) X EFI 

Jlhrflaho l<ostmlntollo • vnb'" + •b" mh VPIC und PFl sowlo EFl (KAYnb,O + ( t • VU x KAb,O) x (VPIWPIO - PJi'tJ x !F 

t:hu!llti!o•lome•t (q!) 

_eozo naah 19 ARoZu• 

Saldo des RoguUerun91kontt11 (St) 

V•ril;;d9rung der vol~til•n t(oa1;.anant•li!I (Vt<t-VKO) 

" 1 

!;Qt t1 )CAl;*lb.t +(KAvtib,O + ( t -vt) X KAb,0 ) X 
1 1 - Pf".t w EF+Ot TVKl-VKO+SI 

&ondorsac;hvorhalto 

8oohverh11lle d'c nlaht von der Re llerun srormel lff.i11t we1dan 

KalenderJBhrllche Erlnsobergrenu EOt, kalendeljaM1ch 



R2 20111-1 N•ohroehnung der •ngopasston Srl~soborgronzo durch die Bundeanetzagentur für da& Kalendol'jahr 2015 

B11llJ1hrf~I 

Vorbroucheipre:l~genmdndox noCih § 8 ARegV dtt Jahre~ 20t0 f\JPI 

Vefblauchcrprelcge11mtJndox noch 5a ARagv dH Jahres 2013 (VP1t 

Jlhr Vet1"'9un05fl~ornad1 
~ 16 Al>s. 11\RegV (III) 

V111t11"nger.k1ot n.t<h 
§IG- 2AA'l'if'/ 
fVl.ln<IYI 

aen11llar sektlifller 
Pwocl.lklrvit1tif11tw 
nKh f 0 AAOGV [Pfl] 

2013 0.20 l ,SOO<m 

2014 0.40 3,oil5l(o 

io1s 0,60 4.5471% 

20•0 O,Ba G,IJG4% 

201 7 1,00 7,7284'M 

D.uethalt ft1t.ht bee5'\ß1J:11baro KostenantolJo nach t 11 Abs.. 2 AR1gV 

geselZlfche Abnahme> undVcrgOtungspntGhtcn (Nr. t) 

genehmigte lnvelUtiOMm:tßnohmen nadi § 23 ARegV (Nr. G) 

vefblolbende Ko!len Btogao nodl Abzug Wai.rung~pauschalo (Nr. 8a) 

09rt1hliu.l.uldu11y, Woli.1blldung, SetrlebsklmJarta~Hllittitn (Nr. 11) 

pouoohollertor lnYesUÖ0'1HU•c:lll•o n•.ti § 2' Afl.eoV (Nr. 12) 

AuRo•ung VOl'I BaiUkostcn.zt11chOnenl Nctznn1chluuiko~t~boltragt:n CNr. 13) 

Diluerhilft nkhl bMlnflu11bara Kotten K.Adnb 

Dlffaten.z darvo&IUIM Koston.vrtoUe (VKl -VKO) 

Elt'rllt1Jung der vorUberaehond nlcohl beoinflunbanm und dar bfflnflunbar.n Ko1,•n11n101a. 

Gesarmko1len olm• dJuoftioft nicht betlnftuHblM'o KMten1mtcUc KAg„,O • KAdnb,0 

B etlntluissbDrM Kosl•n"nlfa ('4) 1 - EWa 

Betlnauswarer Koslen1nttq FJ KAb,O 

VorObergehend nlGht bHlnhlttb•ttf t<'.OJlert•"l•~ (%) EW• 

Votübor~hend nl,ht ti..J"rtunb.„r K9,~t.it I'] KAvnb,0 

(1 - \h) • KAb,0 

vt~KAb,0 

l<AYnb,O• (i · V!) • KAh.O 

Verb111uc;Mrpnil•f*SAmtlndeX (VPI) und Produktl'4rtJtsf:lktor {Pf) 

VPI 2010 (• VPIO) 1 01~ 

Verbrauc;h erpJeispntmtlndex nad1 S8 ARegV VPI 100,00 105,70 

S1algc,funo du Vetbnlucoherprehsge.amUndex bozooen ~ut ßn,lslahr VPll / VPIO 1,0570 

~umunertergenerehtt t•ll10falcf Produlltwllattr11Mo1 na~ ' OAR•üV PFI 0,0457 0.04~7 

Verbniuc;herprt lto<ttamtlndtx J. Produkttvlt.:115torl5Gtultt 
rW11•111 Kvnb •Kb mit VPI und PF 

(VPl!M'IO) - PF1 

Erw.li•runo1r1ktor (llJIJ 



lnftllbonloruno ('J?IWPIO . PFI) X EFI 

Jährlleho Kostcmanto.llc •vnb". "b" mtt VPltund PFt IOWlc Eft {KA.vnb,O. ( 1 • VI) X KAb,O)X (VPIWPIO - ?PQ X ß 

Qualillt&0lomont (Cl!I 

Zu- undAbtchl:I _auf die Er1~ober ren.zc naah 1B ARe V Qt 

VarJndtrvng d•r v9J!1ltM1 l<9114"lln~~i'9 (VKt·VKOJ 

Vcranderun _de a lc Kosten nie ulih 11 Abo. Ci ARe V 

Soodaruchvct1'1;ane 

S1etlvt1hall• dJ• n~1tvon du Re Jerun rormtl erf11111 weiden 

Kllenderjlhttlche Etteaobergrenze EO!, kslende~Shrtlch 
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891thi~ 12001820 

R2 2016-1 Nachrechnung der angepassten Erlösobergrenze durch die Bundesnetzagentur für da& Kalondorjahr 2016 

Verfatuentart 

P11usGtut!h1rt"r lnvHtitlonuusi;hl~g n11t:h § 2:t ARegV 

80.loJohrl!JI 

Elllzfoni:wort lliWJ 

Johr Verte nun111fa);t1>r nac;h 
§ 15 Ab•. 1 ARogV (VI) 

Vtrt~ihiJl[l't.klOt n1ctt 
§ IG llho. 2 AAooV 
[VI, lndlv) 

Otn•r'111iif ••kl0t•IM 
P1oduktM18flh!~lor 
nooh § 9 ARegV IPFll 

2013 0.20 l ,SDOO% 

2014 0,40 3.022~% 

2DlS 0,60 4,6679% 

2018 0,90 6,1364% 

2017 1,00 7,7284% 

beb'feb. und tnnrvortrng . Vereinbar. z.v Lohnrusotz• un d Ver.;orgun05re1'I. (Ab:11ihtuu vor J1 .12.015 
Nr. 9 

l;!ibiabi- und parsonaJrlltslAUgkoll (Nr. 10) 

D1u.fkln nicht l>Hlnnun~re Ko5tcn KAdnb 

va~ktKGilan.anldlle nach 111.Abs. e ARogV 

Kosten fOr Lastftunrung"n 

Oiffer101 dir "11li.~l&l"I Koatenanlella (VKt -VKO) 

l<Aa<o ,O • l<Adnb,O 

BflltinftuHbarer Ko~ten11ntcll j%) 

V~ril!Mrph•nd fl icht bealnnussbarcrKostenanteil JI 

Nict\l abo~baulcr Tell der beclnnue.-:;baren K05ten 

Nloht llbgcbiulor btMilnflu.-b.afa; K9•t.Mn11il 

P-hhltn!Y!!lnrflf tu1alr1n~s.barcr K~ten11nlcU 

1-ewa 
KAl>,O 

Ewo 

KAvnb,O 

t - VI 

(1 ·III) x KAb,O 

Vlx l<Ab,O 

JMlrtli;hc V9rUbergtttl*nd n lcl'it bHTnOIJHbAi'iit J.tgl, r,lch- t<A1mb,O • (1 - III) x KAb,O 
• abiutih boolnnuss~nmJ(o 1o~"'•ll_

Angap.;tnto BOG vor .hld9 MIW H•~••r-

Vorbrouohorprolsoo„m~ndoii \VPll ••d PnxM!lvillltlfok1or (PFI 

~tt~li•ltrt1 genereller ockloraler Produkttvlt~t5raklornallh ~ 9 AR.cqV 

Vcrbn~ucherprefr~gelH!mlitidi;~ J, P11~1\tjViUU1fom:ehrin 

JlhrllcM Ka11 1 

PFI 

(VPIWPIO) • PFI 

-o t 1-\1\ r:KAb-0 r: -IWPID-PFt 

VPI 2010 i• VPIO) 

ID0,00 

0,0614 

VPI 2014 

IOG,$0 

1.0660 

0,0014 

lrwol1lrrvno•l•k!or (EF) 

~~Vun _ v•g auf Grund ein~ Erwclterunstsfi1ktor1 n11Ch ' 4, ~ to l!Ft 
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lnh~onlorung 

Jllhrtl;he Klll,11!!1~!11!tll. '"vnb"' + "'b- mltVPlt und PFt sowie EFt 

Qu.alitAtselemont (Ot) 

BARc V 

Solldo des Rcgulfcrung1kontos (6t) 

(VPIWPIO. Pft) X Eft 

(KAvnb,O + ( 1 • vt) x KAb,O) x (VPIWPIO • PFI) x Eli 

Qt 

St 

Vorinderung der vol.ltllcn Kostcinantono (VK1·Vl<O) 

;, 

ZWlschenorgebnls Erfösoborgrcnze naeh R•9ullarut19.1f9mwl (EOI) 

Vatlnd9tun ditl VDlilil•n Ka I• •nl•l 11 n 

_von der Re 1 eru fo el 11t 1d n 

Kalenderjahrll~ho Er10aobergrenze EO~ kalende~aMlch 
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R3 Bestimryaung der erzielbaren Erlöse 

1.1 Umsatzerlöse aus Netzentgelten Gas  

1.1.1 Ausspeisepunkte ohne Leistungsmessung  

1.1.2 Ausspeisepunkte mit Leistungmessung  

1.1.3 Abrechnung  

1.1.4 Messung  

1.1.5 Messstellenbetrieb  

1.1.6 Gesondertes Netzentgelt gemäß§ 20 Abs. 2 GasNEV  

1.1.7 Vertragsstrafen  

1.1.8 Preisnachlässe gemäß§ 3 KAV i.V.m. § 18 GasNEV  

1.1.9 Unterbrechbare und unterjährige Verträge  

1.1.10 Weitere Erlöse  

1.1.11 Konzessionsabgaben  

1.1.12 Sonstige Umsatzerlöse aus Netzentgelten  

= Erzielte Erlöse (1.1abzgl.1.1.11) 

+ U nte rverprobung 

= Erzielbare Erlöse 
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